65594 Runkel, den 21. November 2007
Niederschrift

über die 18. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 21.11.2007, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 18. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Martin Belz

3. Horst Bender

4. Horst Christmann

5. Bernhard Brahm
6. Bernd Eckert

7. Frank Burggraf
8. Manuela Janz

9. Jürgen Arnold

10. Volker Rosbach
11. Michaela Thomas

12. Günter Daniel
13. Dr. Gerhard Ruttmann
	14. Hans-Karl Trog
15. Günter Gebhart

16. Klaus Brandes
17. Hermann Wilhelm Machoi

18. Hugo Schmidt

19. Wolfgang Falk
20. Dieter Beul
21. Arnold Nies
22. Eberhard Bremser

23. Michael Kilb
24. Erhard Becker

25. Thomas Kuhlisch

26. Bernd Polomski

27. Lothar Burggraf



Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Michael Uhl
3. Gerd Mannes

4. Wolf-Dirk Räbiger
	5. Theo Schmidt

6. Lothar Christl

7. Sabine Hemming




Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 14.11.2007 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 15.11.2007 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt zu Beginn der Sitzung um 19.40 Uhr die Beschlussfähigkeit der 18. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der SPD-Fraktion die Herren Stadtverordneten Rainer Röth, Albert Brötz, seitens der CDU-Fraktion die Herren Stadtverordneten Manfred Hastrich, Andreas Dorn sowie Herr Stadtrat Antonius Duchscherer und Frau Stadträtin Gertrud Burggraf.
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Tagesordnung:
1. Anfragen an den Magistrat 

2. Bebauungsplan (BPL) „Gelände Regina“ im Stadtteil Dehrn;

    hier:   1. Änderung des BPL
3. 2. Änderung des Bebauungsplanes (BPL) „Im Langgarten“ im Stadtteil Runkel;

    hier:   Fassung des Abwägungs- und Satzungsbeschlusses sowie Beschluss der

              bauordnungsrechtlichen Festsetzungen

4. Bauleitplanung der Stadt Runkel;

    hier:   a) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB sowie Beschluss der frühzeitigen

                   Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB für die Herstellung eines

                   Gestaltungswalles entlang der Teilortsumgehung Dehrn

               b) Bereitstellung der Finanzmittel 

5. BAM GmbH & Co. GbR;

    hier:   Herr Haupt- und Finanzausschussvorsitzender Gebhart berichtet über das Ergebnis

              der Ausschusssitzung
6. I. Nachtragsentwurf zur Haushaltssatzung mit Haushaltsplan der Stadt Runkel für das

    Haushaltsjahr 2007;

    hier:  Bericht des Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden Gebhart und Beschluss-

             fassung
7. Genehmigung des Protokolls der Stadtverordnetenversammlung am 24.10.2007

8. Mitteilungen des Magistrates
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Zunächst begrüßt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach die anwesenden Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Anschließend stellt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach fest, dass zur Tagesordnung keine Änderungswünsche vorliegen.
Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender führt aus, dass keine Anfragen an den Magistrat vorliegen.
Punkt 2
Bebauungsplan (BPL) „Gelände Regina“ im Stadtteil Dehrn;

hier:   1. Änderung des BPL

Herr Bürgermeister Bender nimmt Bezug auf die Verwaltungsvorlage und erläutert diese sehr ausführlich.

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Änderungsentwurf in der vorgelegten Fassung. 

Abstimmung:

24 Ja-Stimmen 
3 Nein-Stimmen
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, gemäß § 13 BauGB im vereinfachten Verfahren der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb der angemessenen Frist zu geben.
Abstimmung:

Einstimmig
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den beteiligten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb von vier Wochen zu geben. 

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 3
2. Änderung des Bebauungsplanes (BPL) „Im Langgarten“ im Stadtteil Runkel;

hier:   Fassung des Abwägungs- und Satzungsbeschlusses sowie Beschluss der

          bauordnungsrechtlichen Festsetzungen 

Nach Erläuterung der Verwaltungsvorlage durch Herrn Bürgermeister Bender stellt Herr Stadtverordneter Jürgen Arnold (CDU) den Antrag auf Verweis in den Bau- und Umweltausschuss.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem Verweis in den Bau- und Umweltausschuss zu.
Abstimmung:

21 Ja-Stimmen

3 Nein-Stimmen
3 Enthaltungen
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Punkt 4
Bauleitplanung der Stadt Runkel;

hier:   a) Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB sowie Beschluss der frühzeitigen

               Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB für die Herstellung eines

               Gestaltungswalles entlang der Teilortsumgehung Dehrn

          b) Bereitstellung der Finanzmittel
Herr Bürgermeister Bender informiert, dass der Leiter des ASV Dillenburg, Herr Reichwein, am Dienstag, dem 13.11.2007, anlässlich eines Termins im Runkeler Rathaus auf die Dringlichkeit einer Bauleitplanung für den Gestaltungswall entlang der Teilortsumgehung Dehrn hingewiesen hat. Aus diesem Grund empfiehlt der Magistrat der Stadtverordnetenversammlung, den Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB zu fassen sowie die frühzeitige Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB zu beschließen und die dazu notwendigen Finanzmittel für den Wall im Nachtrag 2007 bereitzustellen. 
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung eines Bebauungsplanes für die Herstellung eines Gestaltungswalles entlang der Teilortsumgehung Dehrn, parallel zum Verlauf der Hochstraße im Stadtteil Dehrn.
Abstimmung:

24 Ja-Stimmen

3 Enthaltungen

Beschluss:

Weiterhin beschließt die Stadtverordnetenversammlung die frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB.

Abstimmung:

26 Ja-Stimmen

1 Enthaltung 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, für die Durchführung des notwendigen Bauleitplanverfahrens die entsprechenden Ausgabemittel (ca. 7.000,-- €) bei der HH-Stelle 610.9600 im Vermögenshaushalt zur Verfügung zu stellen.

Abstimmung:

24 Ja-Stimmen

1 Nein-Stimme
2 Enthaltungen
Punkt 5 

BAM GmbH & Co. GbR;

hier:   Mitteilung über das erzielte Ergebnis durch den Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden

Bericht des Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden Gebhart:

Der HFA hat sich in seiner Sitzung am 06.11.2007 mit einem Antrag der Fa. BAM befasst. Dieser beinhaltet den Erlass von 30 % der veranschlagten Gewerbesteuer von 239.000 €. Der Magistrat hat diesen Antrag befürwortet, in der vorletzten Stadtverordneten-Sitzung ist der Antrag zur weiteren Beratung und Beschlussfassung an den HFA verwiesen worden. 

Herr Gries von dem Beratungsunternehmen Schüllermann und Partner hat uns in der letzten HFA-Sitzung die Hintergründe, die zu diesem Antrag geführt haben, anschaulich dargestellt. 
Dem Antragsteller ist aufgrund einer Gesetzesänderung des Bundes eine unbillige Härte entstanden, die er möglicherweise in einem langwierigen Rechtsstreit beseitigen lassen kann.
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Am Ende dieses Verfahrens könnte stehen, dass die Stadt Runkel die erhaltene Gewerbesteuer mit Zinsen zurückzahlen muss und auch die Kosten des Verfahrens zu tragen hätte, die leicht  den Betrag, auf den wir heute verzichten sollen, übersteigen können.

Eine mögliche Alternative wäre auch mit der Firma erneut in Verhandlungen zu treten, um wie in einem ähnlich gelagerten Fall, einen Nachlass von 25 % zu erreichen. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Firma ursprünglich einen Nachlass von 35 % beantragt hatte, der im Zuge der Verhandlungen auf 30 % geändert worden ist.

Der HFA hat sich einstimmig für den Weg der Risiko-Minimierung ausgesprochen und beschlossen, dem Antrag der Firma BAM auf Erlass von 30 % der festgesetzten Gewerbesteuer für das Jahr 2007 stattzugeben. 

Punkt 6
I. Nachtragsentwurf zur Haushaltssatzung mit Haushaltsplan der Stadt Runkel für das

Haushaltsjahr 2007;

hier:  Bericht des Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden Gebhart und Beschluss-

         fassung

Bericht des Herrn Haupt- und Finanzausschussvorsitzenden Gebhart:
Der 1. Nachtragshaushalt für das HH-Jahr 2007 ist am 24.10.2007 vom Bürgermeister eingebracht und von der STVV zur weiteren Beratung an den HFA überwiesen worden. Der HFA hat sich in seiner Sitzung am 06.11.2007 mit dem Zahlenwerk befasst. Neben dem Bürgermeister haben Herr Wolf und Herr Schaus von der Verwaltung mit Erläuterungen und weiteren Ausführungen dankenswerterweise zur Verfügung gestanden.

Der eingebrachte Entwurf, Stand 08. Oktober 2007, ist für die HFA-Sitzung aktualisiert worden. Nach Einarbeitung dieser Zahlen schließt der 1. Nachtragshaushalt 2007 im Verwaltungsteil mit 14.932.011 € und im Vermögensteil mit 6.416.000 €, jeweils ausgeglichen ab.

Zu den Einzelpositionen hat der Bürgermeister bei der Einbringung zahlreiche Informationen gegeben. In vielen Fällen sind die Ansätze bereits durch Einzelbeschlüsse in den zurückliegenden Monaten begründet worden. Ich will mich in meinem Bericht auf einige wesentliche Änderungen konzentrieren.

Die konsequente Umsetzung des BAMBINI-Programmes der Landesregierung hat zu Mehreinnahmen im Verwaltungshaushalt bei der Haushaltsstelle 464-1710 geführt. Dafür konnten die Elternbeiträge reduziert werden. Ein Großteil der hier erhaltenen Fördermittel ist jedoch in die kirchlichen Kindergärten geflossen, Haushaltsstelle 464-7000, und hat auch dort zu einer Entlastung der Elternbeiträge geführt.

Ein durchaus positives Bild entsteht auch bei der Haushaltsstelle Wald. Die steigende Nachfrage nach Holz hat die Einnahmen aus dem Holzverkauf um 90.000 €  ansteigen lassen. Diese Mehreinnahmen bei den Haushaltsstellen 855-1300, 1310, 1710 haben die Mehrkosten von 40.000 €, die bei der Bewirtschaftung entstanden sind, mehr als ausgeglichen.

Ein weiteres positives Bild zeichnet sich in den 900er Haushaltsstellen bei den Steuereinnahmen ab. Die Einnahmen aus den verschiedenen Steuerarten werden um 1.450 T€ höher ausfallen, als geplant. Unter Berücksichtigung von 280.000 € Steigerungen bei der Gewerbesteuer- und Kreisumlage bleibt hier ein Nettoüberschuss von 1.170 T€.
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Die positiven Elemente im Verwaltungshaushalt haben dazu geführt, dass die Zuführung zum Vermögenshaushalt um 1.191 T€ auf nunmehr 1.945 T€ erhöht werden konnte.

Die Ausgaben im Vermögenshaushalt haben sich aufgrund mehrerer Einzelmaßnahmen um 182.000 € netto erhöht. Weiterhin ist hier eine aufgrund des Beschlusses der STVV vorgenommene Sondertilgung eines Kredites von 607.000 € aufgeführt. Zum Ausgleich dieser Sondertilgung hatte die STVV eine entsprechende Entnahme aus der allgemeinen Rücklage beschlossen.

Für die in Ennerich durchgeführte EKVO-Maßnahme haben wir weniger Zuschüsse und Kredite vom Land Hessen erhalten, die mit 175.000 € Mindereinnahmen zu Buche schlagen.

Als Ergebnis aller dargelegten Veränderungen im 1. Nachtragshaushalt erhöht sich die Zuführung zur allgemeinen Rücklage um 902.000 € auf nunmehr 1.140.000 €.

Insgesamt lässt sich für das Haushaltsjahr 2007 ein durchaus positives Bild zeichnen. Dem HFA ist es daher leicht gefallen, der STVV die Annahme des 1. Nachtragshaushaltes 2007 vorzuschlagen. Auch diese Abstimmung erfolgte im HFA einstimmig.

Der HFA hat weiterhin eine Veränderung im Stellenplan beschlossen. Auf Vorschlag des Bürgermeisters soll im Bauhof eine zusätzliche Stelle für einen von der ARGE des Kreises und der Arbeitsverwaltung zur Verfügung gestellten Mitarbeiter geschaffen werden. Dieser Mitarbeiter arbeitet bereits seit einiger Zeit im Rahmen einer Fördermaßnahme im Bauhof, ohne Kostenbelastung für die Stadt.

Nun soll dieser Mitarbeiter ab dem 01.12.2007 für weitere 10 Monate beschäftigt werden, die Stadt Runkel muss hierfür der ARGE einen Betrag von 1.000 € für den gesamten Zeitraum erstatten.

Der HFA hat diese Maßnahme einstimmig befürwortet.

Der Vollständigkeit halber sei an dieser Stelle eine 2. Maßnahme erwähnt, die der Bürgermeister im HFA vorgestellt hat. Die ARGE bietet uns einen weiteren Mitarbeiter an, der beginnend ab dem 01.Februar 2008 als Vorarbeiter einer aus 4 Personen bestehenden Gruppe in der Gemarkung der Stadt Runkel Pflegemaßnahmen an den Waldrändern, im Übergang zu den Feldern, Wiesen und Wegen, durchführen soll. Die 4 Personen werden von der ARGE kostenfrei zur Verfügung gestellt. Der Vorarbeiter soll für 1 Jahr beschäftigt werden und wird der Stadt Runkel für diesen Zeitraum 10.500 € kosten. Auch wenn sich diese Maßnahme erst im Haushalt 2008 auswirken wird, hat der HFA hierzu bereits seine grundsätzliche Zustimmung erteilt und schlägt der STVV vor, Gleiches zu tun.

Soweit mein Bericht aus der HFA-Sitzung mit den dort gefassten Beschlüssen.

Herr Vorsitzender, gestatten Sie mir an dieser Stelle noch eine Anmerkung und einen Vorschlag für ein davon abweichendes Votum. Meine Recherchen im Anschluss an die HFA-Sitzung haben ergeben, dass wir für die beiden geschilderten Maßnahmen keine zusätzlichen Stellen im Haushalt ausbringen müssen, ja sie in strenger Auslegung der 
Landeshaushaltsordnung und der Gemeinde-Haushaltsverordnung für Hessen nicht ausbringen dürfen. Dort ist festgelegt, dass für vorübergehende und zeitlich befristete Beschäftigungsverhältnisse keine Stellen im Stellenplan zu führen sind. Es sind lediglich die erforderlichen Finanzmittel unter den entsprechenden Haushaltsstellen auszuweisen.
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Bei der 1. Maßnahme ist davon auszugehen, dass im Haushalt 2007 genügend Geld zur Verfügung steht, um die 1.000 € finanzieren zu können. Insoweit hätten Verwaltung und Magistrat die Zustimmung der STVV nicht benötigt. Sollte dies nicht der Fall sein, müssen wir im 1. Nachtragshaushalt bei der betreffenden Haushaltsstelle den Ansatz für Personalaufwendungen noch um 1.000 € erhöhen.

Bei der 2. Maßnahme verhält es grundsätzlich ebenso. Wir müssen keine neue Stelle im Haushalt 2008 schaffen, sondern lediglich bei den Personalausgaben die benötigten Mittel von 10.500 € bereitstellen.

Ich mache daher den Vorschlag durch ein grundsätzlich zustimmendes Votum die beiden Personalmaßnahmen zu unterstützen, aber von der Ausbringung von neuen Stellen abzusehen.
Herr Stadtverordneter Becker (BL) hat noch einige Fragen zum Nachtragshaushalt. 

Im Nachtragshaushalt ist bei den Abwassergebühren eine geringere Einnahme als im Haushaltsplan eingetragen. Würde das nicht nach sich ziehen, dass auch der Ansatz der Wassergebühren niedriger angesetzt werden müsste?
Herr Bürgermeister Bender antwortet, dass er diesbezüglich Unterredungen führen wird.

Herr Stadtverordneter Becker führt weiter aus, dass mit dem vorliegenden und zu beschließenden Nachtragshaushalt 2007 zusätzliche Gelder für bereits geplante Investitionen beschlossen werden. 

Frage: Was ist aus den von dem Parlament beschlossenen Investitionen des Haushaltsplanes 2007 geworden? Nach dem Kenntnisstand sind von den beschlossenen 3,9 Mio. Euro bisher noch keine Million verausgabt worden. Wir befinden uns hiermit wieder auf dem besten Weg, nur etwa 40 % - 55 % unserer beschlossenen Investitionen im Haushaltsjahr umzusetzen. 
Hier müsste sich dahin gehend etwas ändern, dass wir z. B. nur einen überschaubaren und umsetzbaren Rahmen der Investitionen beschließen. Damit halten wir die Kreditaufnahme niedrig oder aber wir drängen darauf, dass wir die Investitionen nicht nur beschließen, sondern auch umsetzen.

Die Bürgerliste stellt den Antrag, dass der Stadtverordnetenversammlung jeweils in der letzten Sitzung vor der Sommerpause des laufenden Jahres ein Zwischenbericht über die Umsetzung der beschlossenen Investitionen vorgelegt wird.
Herr Stadtverordneter Naß (CDU) beantragt eine gesonderte Abstimmung für die geplanten neuen Fenster für den alten Kindergarten in Runkel. 

Die CDU-Fraktion trägt die Bitte der Veräußerung des Gebäudes des alten Kindergartens in Runkel an den Magistrat heran, da die Instandhaltung bei einer eventuellen Erneuerung eines Daches etc. zu hoch ist. Beim Einsetzen von neuen Fenstern wird der Schall gedämmt und somit hat sich laut Mietvertrag der Mieter (Musikverein Runkel) an den Kosten zu beteiligen. 
Herr Bürgermeister Bender erklärt, dass das in Rede stehende Haus im Eigentum der Stadt steht und somit für die auftretenden Mängel verantwortlich ist. 

Er informiert, dass der Musikverein sich bereit erklärt hat, bei der Maßnahme Fenster ca. 7.000,-- € aktiv einzubringen (Entfernung der jetzigen Fenster und Einbau der neuen Fenster). 
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Herr Arnold (CDU) führt aus, dass keiner Zweifel daran hegt, dass die Situation „Fenster Kindergarten“ keine Gute ist. Bei den damaligen Beratungen um den Neubau Kindergarten war die Überlegung gewesen, investieren wir enorme Summen in ein altes Gebäude, von dem wir wissen, was nach und nach renoviert werden muss, oder investieren wir in ein neues Gebäude, was die entsprechenden Möglichkeiten geboten hat, um eine Ganztagsbetreuung sicher zu stellen. 
Die CDU-Fraktion möchte keine neue Kostenfalle mit dem alten Kindergartengebäude aufmachen. 
Herr Bürgermeister Bender führt aus, dass sich der Magistrat bezüglich der zwei Varianten „verkaufen/vermieten“ sehr intensiv befasst hat und sich für die Variante „vermieten“ entschieden hat. Herr Bürgermeister Bender wird sich mit dem bestehenden Vertrag auseinandersetzen. 
Herr Stadtverordneter Dr. Ruttmann (SPD) vertritt die Meinung, dass die Stadt Runkel als Vermieterin für den Einbau von Standardfenstern aufzukommen hat, und bei höherwertigeren Fenstern (Schallschutz) der Verein.
Herr Bürgermeister Bender informiert, dass Gespräche über die Beteiligung des Musikvereins geführt werden. 

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem Verwaltungshaushalt in der vorliegenden Fassung, ohne Änderung des Stellenplanes zu.

Abstimmung:

Einstimmig

Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach lässt über den Antrag der CDU-Fraktion „Einzelbeschluss-Fenster Kindergarten“ bei der HH-Stelle 880.9500 im Vermögenshaushalt abstimmen.

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung lehnt die Maßnahme „Fenstererneuerung alter Kindergarten Runkel“ ab.
Abstimmung:

10 Ja-Stimmen

14 Nein-Stimmen
3 Enthaltungen

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem Vermögenshaushalt einschl. den 7.000,-- € für das Bauleitplanverfahren „Umgehung Dehrn, Wall“ zu.

Abstimmung:

Einstimmig 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Satzungsbeschluss zum I. Nachtrag für das HH-Jahr 2007 ohne Abänderung des Stellenplanes.
Abstimmung:

Einstimmig
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Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt den beiden zusätzlichen Personalmaßnahmen im Bauhof zu.
Abstimmung:

Einstimmig

Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem Antrag der Bürgerliste zu, jeweils in der letzten Sitzung vor der Sommerpause des laufenden Jahres ein Zwischenbericht über die Umsetzung der beschlossenen Investitionen abzugeben.

Abstimmung:

22 Ja-Stimmen

4 Nein-Stimmen
1 Enthaltung
Punkt 7
Genehmigung des Protokolls der Stadtverordnetenversammlung am 24.10.2007

Das Protokoll vom 24.10.20007 ist hiermit einstimmig genehmigt.
Punkt 8
Mitteilungen des Magistrates
Herr Bürgermeister Bender berichtet wie folgt:

1)

Bei der Stadtverwaltung sind mehrere Anfragen eingegangen, dass sich die Markteröffnung Lidl aufgrund von Unstimmigkeiten/Schwierigkeiten seitens eines Unternehmens verschoben wurde. Richtig ist die Verschiebung auf Februar, u. a. wegen der regionalen Zuständigkeiten (Veränderung) sowie der umfänglichen Ausbildung/Einarbeitung der dort eingestellten Kräfte (innerbetrieblich).
2)

Die Bauarbeiten des 2. Abschnittes in Wirbelau sowie die Maßnahme in Ennerich verlaufen planmäßig.

3)

Vor ca. 2 Wochen ereignete sich bei Baumfällarbeiten ein Arbeitsunfall, bei dem einer unserer Waldarbeiter Gott sei Dank nur leicht verletzt wurde und mittlerweile wieder arbeitsfähig ist (ohne jegliches Verschulden).

4)
Zwischenzeitlich wurde durch die Verwaltung ein Landschaftsplaner beauftragt, der gemäß der Vorgabe das gesamte Gebiet um die Altenwohnanlage, Langgarten sowie die Bleiche betreffend, erfasst und mögliche Alternativen zeitnah der Gestaltung vorstellen wird.

Gleichzeitig werden seitens der Verwaltung Gespräche mit den Grundstückseigentümern geführt, die bisher noch keine Reaktion auf die Möglichkeit des Verkaufes gesagt bzw. den Verkauf bisher abgelehnt haben. 

5)
Zwischenzeitlich ist der Auftrag zum Mulchen des speziellen Bereiches des Rotweinberges erteilt worden, ein für den sich die HGON im Rahmen des Artenschutzprojektes bereit erklärt hat, diese zukünftig zu pflegen und zu betreuen.
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Hinsichtlich der Möglichkeit des Anpflanzens von Rebstöcken habe ich seitens des Magistrates den Auftrag erhalten, interessierte Bürgerinnen und Bürger anzusprechen, die bereit sind, den Anbau und die weitere Pflege der Rebstöcke anstelle der Stadt Runkel zu übernehmen, da die Stadt hiermit gänzlich überfordert wäre.

6)

Vor wenigen Tagen wurde die Fa. Michel, Elz, als günstigste Bieterin der Auftrag erteilt, die Überdachung der Trafostation auf dem Dorfplatz in Dehrn durchzuführen.

7)

Eine Ausschreibung wurde veröffentlich, wonach schnellstmöglich ½ Stelle im Bereich des Bauamtes besetzt wird, da die Belastung der Bediensteten dort seit dem Weggang der Frau Mönig (ohne Ersatzgestellung) nicht mehr vertretbar ist und andererseits die Bürgerfreundlichkeit noch weiter verbessert werden soll.
Mit der zweiten Hälfte der Stelle wird zukünftig Frau Mönig (vermutlich ab Mai) nach der Beendigung ihrer Elternzeit die Finanzabteilung verstärken, was ebenfalls dringend erforderlich ist.

8)

Im Verlauf der letzten Woche wurden den Anliegern in Steeden, und zwar konkret die Bereiche „Auf der Rahmschauer“ und „Amselweg“ betreffend, die Bescheide nach Fertigstellung der genannten Flächen zugesandt.

Nach vorheriger ausführlicher und sehr intensiver Erörterung mit dem Hessischen Städte- und Gemeindebund musste das betroffene Gebiet aufgrund der gesetzlichen Vorgaben in 3 Erschließungsbereiche auf- bzw. eingeteilt werden mit der Folge, dass es zu teilweise sehr unterschiedlichen Beträgen für die Anlieger führt. Diesbezüglich fanden bereits einige Gespräche mit betroffenen Anliegern statt, in denen vorhandene Fragen größtenteils beantwortet werden konnten. Bei den Bescheiden handelt es sich um Verwaltungsakte, die möglicherweise eingehenden Widersprüche werden somit form- und fristgerecht bearbeitet.
9)

Eine persönliche Rückfrage am heutigen Tage ergab, dass hinsichtlich der Einführung der IGS die Stellungnahme des Staatlichen Schulamtes sich auf dem Weg ins Hessische Kultusministerium befindet. Grundlage der Entscheidung wird ausschließlich die geforderte Jahrgangsbreite sein, nicht evtl. politische Gründe. Alle bisher empfangenen Signale stimmen mich jedoch absolut optimistisch. 

10)

Im Rahmen eines heute geführten Gesprächs mit dem Firmeninhaber Meyer Bau teilte mir dieser mit, dass das Gelände in Dehrn bis Ende des Jahres der Bauschutt entfernt und auf eine genehmigte Deponie ordnungsgemäß entsorgt wird.

Zurzeit bemüht sich die Firma darum, das Gelände entsprechend rekultivieren zu können.
Nachdem keine weiteren Fragen vorliegen, schließt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach um 21.15 Uhr die Sitzung.

(Rosbach)




(Gabb)

Stadtverordnetenvorsteher
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